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Industriepolitik klare Grenzen setzen – 
Wohlstand entsteht im Wettbewerb

Jan Cernicky

	› Der Begriff „Industriepolitik“ sollte ausschließlich dazu 
genutzt werden, Maßnahmen zu bezeichnen, die 
gezielt einzelne Unternehmen oder Branchen fördern; 
allgemeine Regelungen und Infrastrukturmaßnahmen 
sind der Ordnungs- beziehungsweise Strukturpolitik 
zuzuordnen.

	› Industriepolitische Eingriffe führen zu Wohlstandsver-
lusten, da sie Ressourcen in weniger produktive Sekto-
ren lenken und den Wettbewerb sowie Innovationen 
behindern.

	› Legitime Gründe für Industriepolitik bestehen nur in 
Ausnahmefällen, etwa zum Schutz junger innovati-

ver Unternehmen oder zur Sicherung strategischer 
Unabhängigkeit, und sollten stets zeitlich begrenzt und 
marktwirtschaftlich ausgestaltet sein.

	› Industriepolitik erzeugt Pfadabhängigkeiten und 
politische Rückkopplungseffekte, die Unternehmen in 
ineffizienten Strukturen halten und staatliche Rück-
nahme erschweren.

	› Eine wettbewerbsfähige Wirtschaftsstruktur entsteht 
durch gute Rahmenbedingungen und Strukturwandel, 
nicht durch industriepolitische Dauerförderung – 
Industriepolitik muss daher die Ausnahme bleiben.
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Was ist Industriepolitik? 

Industriepolitik steht im Kontext der anhaltenden Wachstumsschwäche der deutschen und 
europäischen Wirtschaft wieder verstärkt im Fokus politischer und wissenschaftlicher Debat-
ten. Sogar der aktuelle Koalitionsvertrag1 enthält hierzu ein eigenes Kapitel unter der Über-
schrift „Industriestandort Deutschland stärken“. 

Viele Akteure nutzen den Begriff dabei sehr schwammig. So wird schnell unklar, was jeweils 
gemeint ist, wenn Industriepolitik gefordert wird. Es verschwimmen die Grenzen zwischen 
horizontaler und vertikaler Industriepolitik, Ordnungspolitik, Ordnungsrecht, Strukturpolitik, 
direkten und indirekten Subventionen und vielem mehr.

Industriepolitik klar und transparent benennen

Um eine begriffliche Klarheit zu erreichen, durch die es möglich wird, in der politischen Aus-
einandersetzung Ross und Reiter zu benennen, schlagen wir folgende Abgrenzung vor:

	› Rahmenbedingungen, die für alle gelten, wie Gesetze und Regelungen, Steuersätze, 
Gebühren oder allgemeingültige Zölle, gehören in den Bereich der Ordnungspolitik.

	› Maßnahmen, die allen oder zumindest vielen Unternehmen in einer Region zugute-
kommen, wie Investitionen in Infrastruktur oder Bildungseinrichtungen, sind  
Strukturpolitik.

	› Maßnahmen, die einzelnen Sektoren der Wirtschaft oder gar nur einzelnen Unter-
nehmen zugutekommen, sind Industriepolitik. Hierunter fallen Subventionen, Local-Con-
tent-Regulierungen, nicht-tarifäre Handelshemmnisse und Zölle.   

Im Kern schlagen wir also vor, nur den letztgenannten Bereich, der bisher oft als „vertikale 
Industriepolitik“ bezeichnet wird, als Industriepolitik zu benennen. Damit würde  
auf den Begriff „horizontale Industriepolitik“ ganz verzichtet. Maßnahmen, die bisher  
hiermit bezeichnet werden, können auch über Ordnungs- beziehungsweise Strukturpolitik 
erklärt werden. 

Durch eine solche klarere Abgrenzung ließe sich der qualitative Unterschied zwischen den 
drei oben genannten Bereichen, die bisher oft komplett als Industriepolitik über einen Kamm 
geschoren werden, klarer darstellen. Es ließe sich nicht mehr implizit behaupten, dass Sub-
ventionen, Zölle oder Local-Content-Bestimmungen („vertikale Industriepolitik“) auf der 
einen und Investitionen in Infrastruktur oder Steuersenkungen (Ordnungs- beziehungsweise 
Strukturpolitik) auf der anderen Seite im Prinzip denselben Effekt hätten. Das Gegenteil ist 
richtig: Letzteres kommt allen Wirtschaftsakteuren gleichermaßen zugute, sodass sich weiter-
hin die besten Produkte auf dem Markt durchsetzen. Durch Industriepolitik dagegen werden 
gezielt einzelne Sektoren oder Unternehmen bevorzugt. 

Wie Industriepolitik Kosten verursacht 

Industriepolitik hing in der Geschichte immer mit Zielen jenseits der Erzielung von all-
gemeinem Wohlstand zusammen, etwa beim Kohlepfennig (Finanzierung des global nicht 
mehr wettbewerbsfähigen heimischen Steinkohleabbaus und Abfederung des damit 
zusammenhängenden Strukturwandels), der Solarindustrie (Steigerung des Anteils erneuer-
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barer Energien), der Flugzeugindustrie (Schaffung und Stärkung eines global führenden 
Flugzeugbauers), der Mikroelektronik/Mikrochips (Sicherung der Versorgung der heimi-
schen Industrie, strategische Unabhängigkeit) oder der Automobilindustrie (beispielsweise 
Abwrackprämie zur Ankurbelung des Absatzes nach der Weltfinanzkrise). 

Industriepolitik wird folglich dafür eingesetzt, die Wirtschaft in eine Richtung zu steuern, 
in die sie sich im freien Spiel von Angebot und Nachfrage nicht entwickeln würde. Sie ist 
vorrangig mit einem – meist durchaus legitimen – politischen Ziel begründet. Das Ziel von 
Industriepolitik – und das sollte immer mitgedacht werden – ist damit aber höchstens mittel-
bar Wohlstand zu schaffen. 

Zumindest auf kurze bis mittlere Frist gehen mit Industriepolitik somit immer Wohlstandsein-
bußen einher. Das liegt erstens am dafür ausgegebenen Steuergeld, das für andere staat-
liche Leistungen beziehungsweise für Steuersenkungen nicht mehr zur Verfügung steht.  
Zweitens liegt es daran, dass Ressourcen und Arbeitskräfte in nicht wettbewerbsfähige Sekto-
ren gelenkt werden und so den wettbewerbsfähigeren Sektoren – die mit diesen Ressourcen 
höheren Wohlstand generieren würden – nicht mehr zur Verfügung stehen. Als Konsequenz 
fällt das Bruttoinlandsprodukt durch die industriepolitischen Maßnahmen niedriger aus. 
Gleichzeitig entstehen höhere Kosten für Konsumentinnen und Konsumenten, weil die von 
ihnen gewünschten Produkte nicht dort und auf die Art und Weise hergestellt werden, wo es 
am günstigsten ist. 

Ein drittes Problem ist, dass Industriepolitik die Wettbewerbsfähigkeit der Gesamtwirt-
schaft schwächt – und eben nicht stärkt. Denn wenn wirtschaftliche Strukturen aufgrund von 
politischen Entscheidungen mit Steuergeld stabil gehalten werden, kann der von Schumpe-
ter beschriebene Prozess der Schöpferischen Zerstörung2 – Grundlage eines permanenten 
Strukturwandels zugunsten wettbewerbsfähiger Sektoren – nicht stattfinden. Unternehmen 
müssen sich nicht dem Wettbewerb stellen und werden auf lange Sicht immer weniger inno-
vativ. Die Gefahr einer teuren Konservierung nicht wettbewerbsfähiger Wirtschaftsstrukturen 
(„Zombie-Unternehmen“) ist hoch. Im schlimmsten Falle werden Unternehmen künstlich auf 
einzelne technologische Pfade festgelegt und halten aufgrund industriepolitischer Unter-
stützung lange daran fest, auch wenn andere Pfade vielversprechender sind. Neue Ent-
wicklungen bauen dann auf suboptimalen Voraussetzungen auf, im schlimmsten Fall sind 
jahrzehntelange Produktentwicklungen am Ende auf dem Weltmarkt wertlos.

Leider wird bei der Diskussion um Industriepolitik oft übersehen, dass gerade Wettbewerb 
ein notwendiges Entdeckungsverfahren ist, um Innovationen und wettbewerbsfähige Pro-
dukte und Dienstleistungen hervorzubringen.3 Das Problem der „Anmaßung von Wissen“, das 
Hayek 1974 in seiner Nobelpreisrede geschildert hat,4 ist heute aktueller denn je. 

Und selbst wenn strukturelle Probleme und wirtschaftspolitische Ziele relativ klar auf der 
Hand liegen, so wie etwa in Bezug auf den Klimawandel oder auf Abhängigkeiten im Bereich 
von Mikrochips oder Batteriezellen, folgt daraus nicht, dass industriepolitische Maßnahmen 
zur Förderung entsprechender Lösungen auch funktionieren. Aktuelle Beispiele aus Sachsen-
Anhalt beziehungsweise Schleswig-Holstein belegen das eindrücklich.

Zumindest auf kurze 
Frist gehen mit 

Industriepolitik Wohl-
standseinbußen einher

Industriepolitik 
schwächt die 

Wettbewerbsfähigkeit



 Industriepolitik klare Grenzen setzen –Wohlstand entsteht im Wettbewerb  —  4

Viertens werden von Industriepolitik betroffene Unternehmen und Industriezweige in stei-
gendem Maße abhängig von Lobbyarbeit. Wenn der Staat einzelne Technologien fördert, 
ist es für Unternehmen nicht nur von zentraler Bedeutung, darauf hinzuwirken, dass die 
eigenen Technologien davon profitieren. Die oben angesprochenen Pfadabhängigkeiten 
verstärken die Notwendigkeit: Hat ein Unternehmen erst einmal aufgrund von industrie-
politischer Förderung in teure Anlagen investiert, die mehrere Jahrzehnte laufen sollen 
(Beispiele hierfür wären heute Elektrolyseure für die Wasserstoffproduktion, Produktionsan-
lagen für Autobatterien oder Direktreduktionsanlagen für die Stahlproduktion), kann  
das wirtschaftliche Überleben von der Beibehaltung der Industriepolitik abhängen. In der 
Folge wird es politisch sehr schwierig, einmal aufgelegte industriepolitische Maßnahmen 
wieder abzubauen. 

Auch wenn Industriepolitik mit klugen Instrumenten wie Missionen, Auktionen oder 
Differenzkostenverträge ausgestaltet wird– die vier Problemfelder bleiben bestehen. 

Ein weiterer Punkt, der bei der Bewertung von Industriepolitik berücksichtigt werden sollte, 
ist die Gefahr unangemessener Vergleiche mit Ländern wie den USA oder China, die über 
deutlich größere Binnenmärkte verfügen. Wenn der Binnenmarkt im Vordergrund steht, 
können industriepolitische Maßnahmen besser funktionieren – auch wenn sie den Konsum 
verteuern. Für ein Land wie Deutschland dagegen, mit einem auf globalem Maßstab weniger 
großen Binnenmarkt und hoher Exportabhängigkeit, funktioniert das weniger gut, weil sich 
einheimische Unternehmen im internationalen Wettbewerb behaupten müssen. 

Gründe für Industriepolitik 

Offenbar ist Industriepolitik nach der wirtschaftlichen Theorie auf lange Sicht kein sinnvolles 
Instrument. Trotzdem gibt es politisch legitime Gründe für ihre Anwendung. Industriepolitik 
sollte dann aber möglichst marktwirtschaftlich ausgestaltet werden, indem sie auf möglichst 
breite Sektoren und nicht auf einzelne Unternehmen angewendet wird.

Ein Grund könnte sein, zu verhindern, dass einheimische Talente, Start-ups und Innovationen 
von zahlungskräftigen Akteuren aus dem Ausland abgeworben werden. Denn damit wür-
den auch die langfristigen Wachstumspotenziale aus neuen Ideen verschwinden, die für die 
Sicherung des Wohlstandes gebraucht werden. Hier bietet es sich an, junge innovative Unter-
nehmen etwa mit Infrastruktur und staatlichen Abnahmegarantien, steuerlicher Sonder-
behandlung oder durch einen Schutz durch gezielte Zölle zu unterstützen. Solche Maß-
nahmen müssen aber zeitlich begrenzt sein, sodass nicht dauerhaft auf dem Weltmarkt nicht 
wettbewerbsfähige Unternehmen staatlich alimentiert werden. Ausdrücklich geht es hier um 
den Schutz einer Industrie, die neu entsteht. Das Argument trifft nicht auf bereits lange etab-
lierte Industrien wie zum Beispiel die Stahl- oder Automobilindustrie zu.5

Ein weiterer Grund mag in Abhängigkeiten von Importen bestehen, die zu einem sehr hohen 
Anteil aus Ländern stammen, von denen man erwartet, dass sie diese Abhängigkeit als 
diplomatisches Druckmittel nutzen könnten wie etwa China oder Russland, aber in jüngs-
ter Zeit auch die USA. Hier wären industriepolitische Maßnahmen zuvorderst die Unter-
stützung bei der Einbindung alternativer Lieferanten in die Lieferketten. Das kann etwa durch 
Konzentrationszölle auf Lieferungen aus dem problematischen Land geschehen,6 aber auch 
durch Subventionen für den Aufbau alternativer Produktionsstätten, die nicht unbedingt in 
Deutschland liegen müssen. 
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Solche problematischen Abhängigkeiten werden aber systematisch überschätzt.7 Hier ist 
es daher wichtig, klare Kategorien zu entwickeln, sodass nur dann teure staatliche Unter-
stützung fließt, wenn eine Gefährdung wahrscheinlich erscheint. Auf keinen Fall aber soll-
ten „Abhängigkeiten“ als per se negativ verstanden werden. Die moderne Weltwirtschaft 
basiert darauf, dass man sich in bestimmten Regionen auf das konzentriert, was dort am 
günstigsten produziert werden kann. Aus dieser Nutzung der komparativen Vorteile8 – die 
automatisch einschließen, sich auf Lieferungen aus dem Ausland zu verlassen – entstand der 
nie dagewesene Wohlstand, den wir heute genießen. Auf solche Vorteile sollte man nur ver-
zichten, wenn das dem gegenüberstehende Risiko sehr hoch ist. Objektiv zu quantifizieren ist 
das nicht, die entsprechende Abwägung ist eine politische Aufgabe.

Eine dritte oft angeführte Begründung liegt in der Erreichung übergeordneter staatlicher 
Ziele wie etwa der Reduktion von Emissionen. Hier aber kommt Industriepolitik an ihre Gren-
zen, da staatlicherseits nicht bekannt sein kann, welche Technologien und Innovationen sich 
in Zukunft durchsetzen werden. Daher ist es hochriskant, ganze industrielle Ökosysteme 
quasi auf dem Reißbrett zu entwerfen und diese durch industriepolitische Maßnahmen anzu-
stoßen und zu unterhalten.

Grundsätzlich sollte zuvorderst über ordnungspolitische Instrumente, wie über ein effektives 
Emissionshandelssystem, ein Rahmen geschaffen werden, in dem es sich unternehmerisch 
lohnt, die gewünschten klimaschonenden Lösungen zu entwickeln und zu vermarkten. Soll-
ten bestimmte Fähigkeiten gar nicht vorhanden sein, mögen darüber hinausgehende Ein-
griffe des Staates sinnvoll sein – wozu auch gehören kann, dass einzelne Unternehmen finan-
zielle Anreize bekommen, diese Fähigkeiten aufzubauen. Das darf aber nur die Ultima Ratio 
bei hohem Zeitdruck sein. Ansonsten ist es der bessere Weg, Forschung und gegebenenfalls 
Infrastruktur zu fördern, sodass sich auf der Basis Unternehmen entwickeln können, die die 
gewünschten Lösungen liefern.   
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Fazit: Strukturwandel zulassen 

Industriepolitik ist immer teuer und kostet Wohlstand. Sie kann aber in Ausnahmefällen 
Sinn ergeben. Besonders dann, wenn die Wettbewerbsposition einheimischer Unternehmen 
durch externe Effekte stark beeinträchtigt wird. Da aber auch in solchen Fällen die Gefahr 
besteht, sehr viel Geld für wenig oder im schlimmsten Fall sogar langfristig negative Effekte 
auszugeben, ist eine sorgfältigere und transparentere politische Debatte um industrie-
politische Projekte nötig. 

In diesem Zusammenhang empfiehlt sich erstens, den Begriff Industriepolitik, wie oben 
beschrieben, sehr eng anzuwenden. Auf den Begriff „horizontale Industriepolitik“, der Ord-
nungs- oder Strukturpolitik miteinbezieht, sollte verzichtet werden. Zum einen wird damit 
der falsche Anschein erweckt, dass sich horizontale und vertikale Industriepolitik nur durch 
ein Adjektiv unterscheiden und am Ende doch alles Industriepolitik sei. Zum anderen ergibt 
„horizontale Industriepolitik“ wenig Sinn, denn „horizontale“ Maßnahmen, wie Infra- 
strukturausbau oder Investitionen in Bildung, kommen auch Sektoren außerhalb der  
Industrie zugute – sie sind damit keine Industriepolitik, sondern Strukturpolitik. So sollte 
man sie auch benennen.

Zweitens sollten nachvollziehbare Kriterien für wirtschaftliche Bedrohungen, wie Abhängig-
keiten im Handel, entwickelt und transparent angewendet werden. So ließe sich sicherstellen, 
dass der Staat wirklich nur bei solchen Bedrohungen eingreift und sich nicht von Lobbyisten 
von der Notwendigkeit eines Eingriffs überzeugen lässt.  

Drittens wäre eine Art Kontrollbefugnis für Industriepolitik zu begrüßen, etwa im Wirtschafts-
ministerium angesiedelt. Zweck dessen wäre, eine Instanz zu schaffen, die sicherstellt, dass 
bei industriepolitischen Maßnahmen immer transparent erklärt wird, warum ein grundsätz-
lich wachstumshemmendes Eingreifen in den Markt nötig ist.

Denn am Ende muss Industriepolitik eine Ausnahme bleiben. Eine wettbewerbsfähige und 
Wohlstand für Alle schaffende Wirtschaftsstruktur kann man sich nicht kaufen. Man kann 
eine vorteilhafte Entwicklung auf lange Sicht nur durch gute Rahmenbedingungen unter-
stützen. Dazu gehört, dass Arbeitskräfte, Ressourcen und Kapital nicht künstlich in wenig 
wettbewerbsfähigen Industrien gebunden werden. Wohlstand entsteht im Wettbewerb und 
der beinhaltet auch, dass nicht (mehr) wettbewerbsfähige Akteure ausscheiden und die frei-
gesetzten Produktivkräfte dafür genutzt werden können, dass wettbewerbsfähige Unter-
nehmen wachsen und Wohlstand schaffen. Hierfür muss Strukturwandel ausgehalten wer-
den. Das ist in einer Sozialen Marktwirtschaft – der soziale Abfederung inhärent ist – möglich 
und machbar. 
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